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Vorblatt 


Gesetzentwurf 

zu den drei Verträgen von 1971 mit dem Königreich 
Dänemark^ dem Königreich der Niederlande und dem 
Vereinigten Königreich Großbritannien und Nord- 
irland über die Abgrenzung des Festlandsockels unter 

der Nordsee 

(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Problem 

Mit dem dreiteiligen Vertragswerk soll der deutsche Anteil am 
Festlandsockel unter der Nordsee abgegrenzt werden. 


^B. Lösung 

Die Verträge sind ratifizierungsbedürftig. Sie bedürfen nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung 
oder der Mitwirkung der für die Bundesgesetzgebung zuständi- 
gen Körperschaften. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D, Kosten 

Es entstehen keine Kosten 
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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes zu den drei Verträgen von 1971 mit dem Königreich 
Dänemark, dem Königreich der Niederlande und dem Ver- 
einigten Königreich Großbritannien und Nordirland über die 
Abgrenzung des Festlandsockels unter der Nordsee 

— Drucksache VI/3225 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Beermann 


Der Gesetzentwurf zu den drei Verträgen von 
1971 mit dem Königreich Dänemark, dem Königreich 
der Niederlande und dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien und Nordirland über die Abgren- 
zung des Festlandsockels unter der Nordsee wurde 
in der 178. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
16. März 1972 dem Auswärtigen Ausschuß über- 
wiesen. Dieser hat die Vorlage in seiner Sitzung 
vom 15. Juni 1972 abschließend beraten. 

Mit dem zur Ratifizierung anstehenden dreiteili- 
gen Vertragswerk soll der deutsche Anteil am Fest- 
landsockel unter der Nordsee endgültig und allseitig 
abgegrenzt werden. Wenn die Verträge in den vier 
beteiligten Staaten nach Ratifizierung in Kraft tre- 
ten, haben die Bemühungen der Bundesrepublik 
Deutschland um einen angemessenen deutschen An- 
teil am Untergrund der Nordsee zu einem annehm- 
baren Abschluß geführt. Zugleich ist damit der Un- 
tergrund der gesamten Nordsee unter den Anlieger- 
staaten aufgeteilt. 

Bei der Aufteilung des Nordseefestlandsockels 
wurde von allen Anliegerstaaten im wesentlichen 
das sogenannte Aquidistanz-Prinzip zugrunde ge- 
legt. Die Anwendung dieses Prinzips führte aber zu 
Schwierigkeiten, denn das Aquidistanz-Prinzip, bei 


dem die Grenze in den Punkten gleicher Entfernung 
vom Festland der beteiligten Staaten gefunden wird, 
hat bei einem konkaven Verlauf der Küste, so wie 
er z. B. bei der Deutschen Bucht gegeben ist, zur 
Folge, daß die zwei seitlichen Abgrenzungslinien 
schnell aufeinander zulaufen und daher nur einen 
relativ kleinen Sektor umfassen. Bei konvexem 
Küstenverlauf (Niederlande, Dänemark) dagegen 
streben diese Linien auseinander und öffnen damit 
seewärts einen breiten Bereich. 

Während die Niederlande und Dänemark auf der 
Anwendung des Aquidistanz-Prinzip s bestanden, 
vertrat die Bundesrepublik die Auffassung, daß sie 
auf diesfe Weise nur einen unverhältnismäßig klei- 
nen Teil des Schelf gebietes beanspruchen könne, 
und daß eine andere Lösung gesucht werden solle. 

Nachdem in Verhandlungen keine Übereinkunft 
erreicht werden konnte, wurde der Internationale 
Gerichtshof in Den Haag angerufen. Dieser stellte 
fest, daß das Aquidistanz-Prinzip keine verbindliche 
Regel des allgemeinen Völkerrechts sei und daher 
in diesem Fall die Abgrenzung des deutschen Fest- 
landsockelanteils nicht ausschließlich bestimmen 
könne. Die Parteien hätten erneut zu verhandeln, 
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um einvernehmlich eine Abgrenzung der den drei 
Staaten zustehenden Anteile am Festlandsockel 
unter der Nordsee zu ermitteln, die mit den Grund- 
sätzen der Gerechtigkeit und Billigkeit vereinbar 
sei. 

Diese Einigung ist im Frühjahr 1970 grundsätzlich 
zustande gekommen. Der deutsche Sockelanteil be- 
trägt nunmehr etwa 36 000 km^, das ist um die 


Hälfte mehr als das Gebiet, das die Niederlande 
und Dänemark nadi dem von ihnen als Rechts- 
grundlage in Anspruch genommenen Aquidistanz- 
Prinzip ursprünglich zuzugestehen bereit waren. 

Da das Erreichte als eine akzeptable Kompromiß- 
lösung angesehen werden kann, empfehle ich na- 
mens des Auswärtigen Ausschusses dem Hohen 
Haus, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 


Bonn, den 15. Juni 1972 


Dr. Beermann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

den Gesetzentwurf — Drucksache W3225 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1972 


Der Auswärtige Ausschuß 


Dr. Schröder (Düsseldorf) 

Vorsitzender 


Dr. Beermann 

Berichterstatter 
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